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Bundeshilfe:
Erfahrungen ausgewertet

Die Verordnung zum Wohnbau- und
Eigentumsförderungsgesetz (WEG) des
Bundes ist vereinfacht und gestrafft worden.

Die auf den I.Januar 1982 in Kraft
getretenen Änderungen resultieren aus
den Erfahrungen, die seit 1975 mit der
neugestalteten Wohnbauförderung des
Bundes gemacht worden sind.

In zwei Bereichen der Bundeshilfe
sind besonders bemerkenswerte
Neuerungen zu verzeichnen. Einmal wurde
die sogenannte Grundverbilligung
praxisgerechter ausgestaltet - soweit dies
im Rahmen des geltenden Gesetzes
eben möglich war. Umfang und Höhe
der Grundverbilligung sowie der innert
der ersten 25 Jahre zurückzuzahlende
Schuldbetrag sind nicht mehr starr
vorgeschrieben. Dadurch kann dem
wechselhaften Verlauf der Hypothekarzinssätze

besser Rechnung getragen werden.

Insbesondere entfällt auch die berüchtigte
feste Verpflichtung, die Mietzinse

jedes Jahr um drei Prozent anzuheben.
Allerdings müssen Finanzierung und Mieten

nach wie vor einem Plan folgen. Er
könnte aber meines Erachtens als nicht
fest verbindliche Modellrechnung
gehandhabt werden. Dies um so mehr, als
nunmehr die Mieten nicht mehr mit dem
Bundesamt ausgehandelt, sondern nur
noch von ihm genehmigt werden müssen.

Ermunterung zur Zusammenarbeit

Einen wesentlichen Anreiz zu
vermehrten Leistungen der Kantone und
Gemeinden bringt die geänderte Bestimmung,

wonach deren Verbilligungslei-
stungen keine Kürzung der Bundeshilfe
mehr zur Folge haben. Damit werden die
da und dort angelaufenen Bestrebungen,
mit der Bundeshilfe zusammenzuspan-
nen, voll honoriert. Das ist auch eine
Form der Neuverteilung von Aufgaben
zwischen Bund und Kantonen, aber eine,
die dem Wohnungsbau ungleich mehr
bringt als die vom Bundesrat vorgeschlagene

Kur nach Dr. Eisenbart!
Den zweiten Schwerpunkt der

Neuerungen bildet die Eigentumsförderung.

Hier ist nicht zuletzt eine Anzahl Klauseln

entfernt worden, die ursprünglich
dazu bestimmt waren, einem Missbrauch
der Bundeshilfe zu steuern. Sie haben
offenbar auf manche potentiellen Bezüger
der Bundeshilfe eher abschreckend
gewirkt.

Nicht geändert wurden die Prioritäten
der Wohnbauförderung. Nach wie vor
steht dort die Förderung der Träger und
Organisationen des gemeinnützigen
Wohnungsbaues an der Spitze. Für diese
Anerkennung ihrer Tätigkeit dürfen die
Bau- und Wohngenossenschaften dem
Bundesrat gewiss dankbar sein.

Angehobene Einkommens- und
Vermögensgrenzen

Mit der geänderten Verordnung zum
WEG sind auch die Einkommens- und
Vermögensgrenzen der Teuerung angepasst

worden. Das höchste zulässige
Reineinkommen für Bewohner der
zusatzverbilligten Wohnungen (für untere
und mittlere Einkommensschichten
sowie Betagte und Behinderte) beträgt
nunmehr Fr. 40 000.- mit einem
Zuschlag pro Kind von Fr. 3700.-. fn.
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